
TOP 

 
 

  Seite 1 von 3 

Haupt- und Finanzausschuss 27.09.2018 

Rat 11.10.2018 

 

  öffentlich  Vorlage Nr. 505/2018-2 

    Stand 16.07.2018 

 
Betreff 
 

4. Satzung zur Änderung der Hundesteuersatzung der Stadt Bornheim vom 18. 
Dezember 2001 

 
Beschlussentwurf 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt dem Rat, folgende 4. Satzung zur Änderung der 
Hundesteuersatzung zu beschließen: (siehe Beschlussentwurf Rat) 
 
Beschlussentwurf Rat: 
 
Der Rat beschließt folgende 4. Satzung zur Änderung der Hundesteuersatzung:  
 
4. Satzung vom __. __. ____ zur Änderung der Hundesteuersatzung der Stadt Bornheim 
vom 18.12.2001 
 
Aufgrund der §§ 7 und 41 Abs. 1 Buchstabe f der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666/SGV. NRW. 2023), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 23.01.2018 (GV.NW. S. 90) und der §§ 3 und 20 Abs. 2 Buchst. 
b des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 
21.10.1969 (GV. NRW. S. 712/SGV. NRW. 610), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
23.01.2018 (GV.NRW. S. 90) hat der Rat der Stadt Bornheim in seiner Sitzung am 
11.10.2018 folgende 4. Satzung zur Änderung der Hundesteuersatzung der Stadt Bornheim 
beschlossen:  
 
Artikel I 
 
§ 1 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:  
 
(1) Gegenstand der Steuer ist das Halten von Hunden im Stadtgebiet Bornheim. 

 
§ 1 Abs. 2 wird wie folgt gefasst: 
 
(2) Steuerpflichtig ist, wer einen Hund oder mehrere Hunde in seinen Haushalt aufgenom-

men hat. Alle in einen Haushalt aufgenommenen Hunde gelten als von den Haushalts-
angehörigen gemeinsam gehalten. Halten mehrere Personen gemeinsam einen oder 
mehrere Hunde, so sind sie Gesamtschuldner / Gesamtschuldnerinnen. Ein zugelaufener 
Hund gilt als aufgenommen, wenn er nicht innerhalb von zwei Wochen beim Bürgermeis-
ter der Stadt Bornheim, Bürger- und Ordnungsamt, gemeldet und bei einer von diesem 
bestimmten Stelle abgegeben wird. 
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§ 2 Abs. 2 wird wie folgt gefasst: 
 
(2)  Gefährliche Hunde im Sinne von Absatz 1 Ziffer 4 sind solche Hunde, 
 

1. die auf Angriffslust oder Kampfbereitschaft oder Schärfe oder andere in der Wirkung 
gleichstehende Zuchtmerkmale gezüchtet werden oder die eine Ausbildung zum 
Nachteil des Menschen, zum Schutzhund oder eine Abrichtung auf Zivilschärfe be-
gonnen oder abgeschlossen haben. Als Ausbildung zum Schutzhund zählt nicht die 
von privaten Vereinen oder Verbänden durchgeführte so genannte Schutzdienst- 
oder Sporthundeausbildung, sofern keine Konditionierung zum Nachteil des Men-
schen erfolgt. 
 

2. die sich die sich nach dem Gutachten des beamteten Tierarztes als bissig erwiesen 
haben, 
 

3. die in Gefahr drohender Weise einen Menschen angesprungen haben, 
 

4. die bewiesen haben, dass sie unkontrolliert Wild, Vieh, Katzen oder Hunde hetzen 
oder reißen. 
 

Gefährliche Hunde im Sinne dieser Vorschrift sind insbesondere Hunde der Rassen 
 
 Pitbull Terrier 
 American Staffordshire Terrier 
 Staffordshire Bullterrier 
 Bullterrier 
 Alano 
 American Bulldog 
 Bullmastiff 
 Mastiff 
 Mastino Espanol 
 Mastino Napoletano 
 Fila Brasileiro 
 Dogo Argentino 
 Rottweiler 
 Tosa Inu 

 
        sowie deren Kreuzungen untereinander sowie mit anderen Hunden.  

 
§ 3 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:  
 
(1) Steuerbefreiung wird auf Antrag gewährt für einen Hund, der ausschließlich dem Schutz 

und der Hilfe Blinder, Tauber oder sonst hilfloser Personen dient. Sonst hilflose Perso-
nen sind solche Personen, die einen Schwerbehindertenausweis mit dem Merkzeichen 
"B", "BL", "aG", „GL“ oder "H" besitzen. 
 

§ 7 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:   
 
(2) Die Steuer wird erstmalig einen Monat nach dem Zugehen des Festsetzungsbescheides 

für die zurückliegende Zeit und dann vierteljährlich am 15.02., 15.05. 15.08. und 15.11. 
mit einem Viertel des Jahresbetrages fällig. Die Steuer kann für das ganze Jahr im Vo-
raus entrichtet werden. Auf Antrag des Steuerschuldners kann die Hundesteuer abwei-
chend vom Satz 1 am 1. Juli in einem Jahresbetrag entrichtet werden. Der Antrag muss 
spätestens bis zum 30. September des vorangehenden Kalenderjahres gestellt werden. 
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§ 9 Ziffer 3 wird gestrichen. Aus § 9 Ziffer 4 wird Ziffer 3, aus Ziffer 5 wird Ziffer 4, aus Ziffer 
6 wird Ziffer 5.  

 
Artikel II 
 
Die Änderungssatzung tritt am 01.01.2019 in Kraft. 
 
Sachverhalt 

Der Rat der Stadt Bornheim hat in seiner Sitzung am 29.08.2001 die Neufassung der Hun-
desteuersatzung mit Wirkung vom 01.01.2002 beschlossen. In der Folgezeit traten  Sat-
zungsänderungen in den Jahren 2003, 2010 und 2015 in Kraft.  

Mit Stand vom 15.02.2018 hat der Städte- und Gemeindebund NRW eine Hundesteuer-
Mustersatzung erlassen, die sich in einigen Punkten von der städtischen Hundesteuersat-
zung unterscheidet. Die Mustersatzung unterscheidet sich u.a. darin, dass die Definition des 
Hundehalters enger gefasst ist. Als Steuerschuldner der Hundesteuer kommen nur natürli-
che Personen in Frage und auf Grund der Vorgaben des Artikels 105 Abs. 2a Grundgesetz 
(GG) unterliegen aus gewerblichen Gründen gehaltene Hunde nicht der Hundesteuer. Aus 
Klarstellungsgründen wurde die Formulierung des § 1 Abs. 2 der bisherigen Hundesteuer-
satzung angepasst. Zu den gefährlichen Hunden zählt laut Mustersatzung auch der gefährli-
che Hund der Rasse „Alano“. Der weitere Steuerbefreiungsgrund zum Merkmal im Behinder-
tenausweis „GL“  wurde in den Änderungsbedarf einbezogen.  

Auf Grund der Abweichungen besteht die Notwendigkeit, eine entsprechende Satzungsände-
rung herbeizuführen.  

In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass das Wesen der Hundesteuer wei-
terhin ist, dass mit ihr keine Gegenleistung verbunden ist. Mit der Hundesteuer werden ord-
nungspolitische Ziele verfolgt. Steuergrund und Anknüpfungspunkt für die Hundesteuer ist 
nach der geltenden Rechtsprechung der persönliche Aufwand des Steuerpflichtigen und 
nicht beispielsweise der Aufwand der Kommune für die Beseitigung von Verschmutzungen 
durch Hundekot.   
 
Finanzielle Auswirkungen 
 
keine  
 
Anlagen zum Sachverhalt 
 
Synopse 
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